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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Dettling (fdp, SZ) eine Besserstellung der
geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im Schuldbetreibungs- und
Konkursrecht. Die geltenden Sanktionen (Haftung ad personam) seien derart streng,
dass damit die Attraktivität der GmbH als Gesellschaftsform beeinträchtigt würde. Der
Bundesrat war damit zwar einverstanden, der Vorstoss wurde jedoch von Jost Gross
(sp, TG) bekämpft und deshalb verschoben. Eine vom Nationalrat als Postulat
überwiesene Motion Raggenbass (cvp, TG) strebt eine attraktivere rechtliche
Ausgestaltung der Personengesellschaften für die Neugründung von kleinen Firmen an.
Gemäss geltendem Obligationenrecht müssen diese mindestens eine unbeschränkt
haftende natürliche Person aufweisen. In Zukunft sollen auch juristische Personen als
unbeschränkt haftende Gesellschafterin zulässig sein, womit das finanzielle Risiko von
Einzelpersonen auf das Vermögen der juristischen Person übergehen würde. 1

MOTION
DATUM: 20.03.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr verschobene Motion Dettling (fdp, SZ) für eine Besserstellung der
geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im Schuldbetreibungs- und
Konkursrecht wurde, nachdem Gross (sp, TG) seine Opposition aufgegeben hatte, nun
ohne Gegenstimme überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Als Antwort auf die angebliche Verunsicherung und Verärgerung des Volkes und der
Wirtschaft über die MWSt-Verordnung forderte schliesslich eine parlamentarische
Initiative Dettling (fdp, SZ) (Mo. 93.461), dass das Parlament baldmöglichst ein eigenes
Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer erlasse. Die Initiative wurde mit 96 zu 41
Stimmen gegen den Willen von Bundesrat Stich angenommen, der mit der Verordnung
zunächst zwei Jahre Erfahrungen sammeln und dann ein Ausführungsgesetz erlassen
wollte. Die Nationalratskommission für Wirtschaft und Abgaben soll nun in der ersten
Hälfte 1995 einen Gesetzesentwurf vorlegen. Gleichzeitig überwies der Nationalrat eine
Motion seiner Wirtschaftskommission (Mo. 94.347), die den Bundesrat beauftragt, bis 1.
Januar 1998 ein MWSt-Gesetz vorzulegen. Eine Motion Schüle (fdp, SH) (Mo. 94.3143),
welche vom Bundesrat ein solches Gesetz bis 1996 vorliegen haben wollte, war zuvor
vom Ständerat überwiesen worden. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1994
EVA MÜLLER

Im Juli präsentierte eine Subkommission der nationalrätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK) unter der Leitung von Georg Stucky (fdp, ZG) ihren
Entwurf für ein Mehrwertsteuergesetz. Sie kam damit einer parlamentarischen
Initiative Dettling (fdp, SZ) nach, die ein Gesetz unter Federführung des Parlaments
nicht zuletzt aufgrund des gespannten Verhältnisses zu Bundesrat Stich gefordert hatte.
Der Entwurf trägt den bisher geäusserten Kritiken an der bundesrätlichen Verordnung
weitgehend Rechnung und macht gewichtige Konzessionen an die Steuerpflichtigen.
Gemäss dem Entwurf sollen etwa die Umsätze im Immobilienbereich, der
Versicherungen und Spitäler freiwillig der Steuer unterstellt werden, um so den
entsprechenden Vorsteuerabzug geltend machen zu können (erweitertes
Optionsrecht). Der von der Steuer ausgenommene Kulturbereich soll diese Möglichkeit
zum ermässigten Zwei-Prozent-Satz ebenfalls erhalten. Ausserdem nahm die WAK-
Subkommission Forderungen der Sportverbände auf und will Startgelder beim Sport
und ähnliche Leistungen sowie die Umsätze der Brockenhäuser von der Steuer
befreien. Aufatmen können nach dem Willen der Subkommission auch die Städte:
Gemeindewesen sollen nicht nach den einzelnen Dienststellen besteuert werden,
sondern als einziges Unternehmen. Anders als der Bundesrat will die Subkommission
schliesslich auch Verpflegungsspesen voll zum Abzug zulassen, dafür sprach sie sich
gegen einen Sondersatz für die Hotellerie aus. Auch die Leasingfirmen gingen leer aus.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1995
EVA MÜLLER
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Der Gesetzesentwurf, der nach neuem Fahrplan Anfang 1998 die bundesrätliche
Verordnung ablösen soll, wurde in der Vernehmlassung von Wirtschaftsverbänden und
bürgerlichen Parteien grundsätzlich positiv aufgenommen. Der SP ging aber vor allem
die Ausdehnung des Optionsrechts zu weit, und im Fall der Geschäftsspesen will sie es
beim Vorschlag des Bundesrates belassen. Steuerausfälle von bis zu einer Milliarde
Franken pro Jahr bezeichnete sie als nicht tolerabel. Nicht befriedigt zeigten sich auch
die Sportverbände, da der Hauptbereich der verbandsinternen Umsätze der Steuer
unterstellt bliebe. 4

Zu Beginn des Jahres nahm der Bundesrat Stellung zum Entwurf für ein
Mehrwertsteuergesetz, den die WAK des Nationalrates auf Antrag einer
parlamentarischen Initiative Dettling (fdp, SZ) ausgearbeitet hatte, und der die seit 1995
geltende Verordnung des Bundesrates ersetzen soll. Mit einem Grossteil der Vorschläge
erklärte sich der Bundesrat einverstanden, um das Gesamtwerk nicht in Frage zu
stellen, er sperrte sich aber gegen zuviele Partikularinteressen. Die Vorschläge der
WAK würden zu Ertragsausfällen von CHF 465 Mio. im ersten Jahr und CHF 375 Mio. in
den folgenden Jahren führen, demgegenüber bot der Bundesrat nur Hand zu MWSt-
Entlastungen von jährlich maximal CHF 120 Mio. sowie einem einmaligen Ausfall von
CHF 90 Mio. bei der Einlageentsteuerung (später korrigierte er diese Zahl auf 215 Mio.).
Auf Distanz zur WAK ging er insbesondere bei den zulässigen Abzügen für
Geschäftsspesen und beim Optionsrecht (freiwillige MWSt-Unterstellung). So wollte er
nichts davon wissen, Verpflegung und Getränke voll - und nicht nur zu 50% - zum
Vorsteuerabzug zuzulassen (175 Mio.). Ebenso lehnte er einen Vorsteuerabzug auf den
Geschäftsspesen für «Vergnügungen» sowie für Motorräder, Boote und Sportflugzeuge
ab, sofern diese nicht nachweisbar geschäftlich notwendig sind (25-35 Mio.). Weiter
wandte er sich gegen einen pauschalen Vorsteuerabzug für nicht belegte Spesen (90
Mio.), gegen eine weitere Erhöhung der Umsatz- und Steuerschuld-Limite für die
Anwendung eines Saldo-Steuersatzes (30 Mio.) und insbesondere gegen die Möglichkeit,
bisher nicht anerkannte Vorsteuern rückwirkend geltend zu machen. Nein sagte der
Bundesrat auch zum erweiterten Optionsrecht (50 Mio.) insbesondere für kulturelle
und sportliche Dienstleistungen. Er kam den Sportvereinen und Brockenhäusern, die im
letzten Jahr eine Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im
Sozialbereich» eingereicht hatten, aber insoweit entgegen, als die Umsätze der
Brockenstuben und die Startgelder für Sportveranstaltungen von der MWSt befreit
werden sollen. Einverstanden erklärte er sich auch bei der Ausdehnung der unecht
befreiten Umsätze bei Spitex und Sozialfürsorge. In einem Punkt ging der Bundesrat
sogar weiter als die WAK. Danach sollte das Zollfreigebiet Samnaun - wie bei der
Mineralölsteuer - bei der MWSt seinen Sonderstatus behalten (7 Mio.). 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.03.1997
EVA MÜLLER

Die Wirtschaftskommission des Ständerates schloss die Beratungen zum
Mehrwertsteuergesetz, das die nationalrätliche WAK auf Antrag einer
parlamentarischen Initiative Dettling (fdp, SZ) ausgearbeitet hatte, im Sommer ab.
Gemäss nationalrätlichem Entwurf aus dem Vorjahr waren Einnahmenausfälle
gegenüber der heutigen Regelung, die sich weiterhin auf eine provisorische Verordnung
stützt, auf CHF 330 Mio. im ersten und 240 Mio im zweiten Jahr geschätzt worden. Der
Bundesrat wollte die Mindereinnahmen jedoch auf höchstens CHF 180 Mio. begrenzen.
Finanzminister Villiger drückte den Minderertrag im Frühling im Rahmen des 2-Mrd.-
Sanierungspaketes auf CHF 100 Mio. hinunter und traf dabei auf Zustimmung des
runden Tisches (vgl. weiter unten). Aufgrund der Anträge der ständerätlichen
Kommission resultierten Einnahmenausfälle von rund CHF 180 Mio. In vielen Punkten
folgte sie den Beschlüssen des Nationalrates, eine wichtige Differenz ergab sich
hingegen bei den Spesenabzügen, wo sie im Sinne einer administrativen Vereinfachung
und entsprechend der geltenden Regelung nur 50% der Geschäftsspesen für den
Vorsteuerabzug zulassen wollte. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.08.1998
URS BEER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

In der Sommersession hatte als Zweitrat der Nationalrat die Volksinitiative
„Wohneigentum für alle“ des Hauseigentümerverbandes (SHEV) (zum neuen
Präsidenten des SHEV wurde Nationalrat Toni Dettling (fdp, SZ) als Nachfolger von Hans
Feldmann gewählt) zu behandeln, die Steuererleichterungen zur Förderung des
Bausparens und markante Ermässigungen bei den Eigenmietwerten verlangt. Die Linke
stemmte sich gegen Steuerprivilegien und propagierte als effizienteste Massnahme zur
Förderung des Wohneigentums das Vorkaufsrecht für Mieter. Eine entsprechende
Motion von Mieterverbandspräsident Rudolf Strahm (sp, BE) lehnte der Nationalrat mit
75 zu 60 Stimmen aber ab (97.3182). Bundesrat Kaspar Villiger warnte zusätzlich davor,
dass mit der Volksinitiative nicht neues, sondern bestehendes Wohneigentum
begünstigt werde. Dagegen forderten die Bürgerlichen Taten statt Worte. Zwar
äusserten sie wie der Ständerat Bedenken zu mutmasslichen Steuerausfällen von CHF
1,5 bis 2 Mrd. für Bund und Kantone und nahmen die Volksinitiative, der sie wenig
Chancen einräumten, ebenfalls nicht an. Sie wiesen sie mit 97 zu 70 Stimmen zurück,
beauftragten die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) aber mit der
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlages. Einen solchen hatte im letzten Jahr
auch der Ständerat angestrebt, er scheiterte aber am Anspruch der Kostenneutralität.
Als Leitplanken für den indirekten Gegenvorschlag überwies eine bürgerliche Mehrheit
des Nationalrates zwei Motionen der ständerätlichen WAK, die im letzten Jahr bereits
vom Ständerat angenommen worden waren: Die erste verlangt den Verzicht auf die
Dumont-Praxis, womit Renovationskosten neu auch in den ersten fünf Jahren nach
dem Erwerb einer Liegenschaft steuerlich abgezogen werden könnten (96.3379). (Zu
parlamentarischen Vorstössen, die den Verzicht auf die Dumont-Praxis verlangten,
siehe auch hier.) Bund und Kantonen gingen so rund CHF 50 Mio. an jährlichen
Steuereinnahmen verloren. Die zweite Motion, die mit 78 zu 55 Stimmen überwiesen
wurde, will den Handlungsspielraum der Kantone bei der Festlegung der
Eigenmietwerte erweitern (96.3380). Zusätzlich überwies der Nationalrat mit 69 zu 61
Stimmen eine Motion seiner WAK, wonach der Bund künftig bei der direkten
Bundessteuer die kantonalen Eigenmietwerte übernehmen muss, soweit sie nicht mehr
als 25% vom schweizerischen Mittel abweichen (97.3183).
Eine vom SHEV in Auftrag gegebene, nicht unumstrittene Studie von Prof. Tobias Studer
kam zum Schluss, dass Wohneigentumsförderung im Sinne der Initiative
beschäftigungs- und fiskalpolitisch erhebliche Impulse auslösen würde. Bereits eine
jährlich 0,5% höhere Wohneigentumsquote brächte für Bundes- und Kantonssteuern
einen positiven MIttelrückfluss von netto CHF 2 Mrd. Eine jährliche Steigerung um 0,5%
von der heutigen Wohneigentumsquote (33%) auf das deutsche Niveau würde innert 18
Jahren ein Bauvolumen von CHF 86 Mrd. auslösen, nötig dazu seien aber starke
fiskalische Anreize. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.06.1997
EVA MÜLLER

Nach dem Ständerat taxierte auch der Nationalrat die steuerliche Entlastung der
Hauseigentümer als nicht vordringlich und ordnete sie der Notwendigkeit eines
sanierten Haushaltes unter. In der zweiten Lesung kam er auf seinen Entscheid vom
Oktober 1997 zurück und lehnte den Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» ebenfalls ab. Für den Gegenvorschlag warb eine
Kommissionsminderheit unter Führung von Toni Dettling (fdp, SZ), Präsident des
Schweizerischen Hauseigentümerverbandes, der von der SVP sowie von der Mehrheit
der FDP und CVP unterstützt wurde. Die Befürworter des Gegenentwurfs zweifelten an
den prognostizierten Steuerausfällen, weil diese Rechnung den volkswirtschaftlichen
Gesamtnutzen der Eigentumsförderung mit ihren kompensierenden Rückflüssen an die
öffentlichen Hände unterschätze. Die grosse Kammer folgte dem Aufruf von
Finanzminister Villiger, keine weiteren Steuergeschenke zu machen und die Sanierung
der Bundeskasse nicht zu gefährden, und lehnte den Gegenentwurf knapp mit 88 zu 81
Stimmen ab. In der Schlussabstimmung empfahl das Parlament (mit 104 zu 58 bzw. 29
zu 10 Stimmen) Volk und Ständen, die Hauseigentümer-Initiative abzulehnen. 8

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.10.1998
URS BEER
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Am 7. Februar kam die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne geführt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen fürs Wohnen von den Steuern abziehen könne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentümerverband zusätzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein überparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentümer-Initiative», welches durch die Ständeräte Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) präsidiert wurde und welchem über 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhöhungen und Kürzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig würden. Schützenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfälle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jährlichen Steuerausfälle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf über CHF 500 Mio.

Auf der Befürworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentümerverbandes für die Initiative stark. Sie präsentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im März 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen führen würde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen – entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubünden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden – deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteipräsident Steinegger plädierten für die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptsächlich jenen diene, die bereits Wohneigentum besässen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhöhe verbergen würden.
Für die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersätze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzüge für den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentümerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich für eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteipräsidenten Durrer, an
den Beschlüssen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum für
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben städtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch ländliche Kantone wie Uri oder Graubünden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Überdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der französischen Schweiz 

Eidgenössische Volksinitiative „Wohneigentum für alle“
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stände
Nein: 1'025'025 (58,7%) / 17 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.
– Nein: SP, FDP (16*), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und
Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.
– Stimmfreigabe: Vorort
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.02.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Umweltschutz

Luftreinhaltung

Le Conseil national a transmis le postulat Dettling (prd, SZ) demandant au
gouvernement de fixer des valeurs d'alarme pour le dioxyde d'azote et l'ozone. 10

POSTULAT
DATUM: 04.06.1992
SERGE TERRIBILINI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zweimal hatte die FDP im Berichtsjahr Parolen zu eidgenössischen
Abstimmungsvorlagen zu fassen, welche zu erheblichen parteiinternen Konflikten
führten. An der FDP-Delegiertenversammlung vom Januar beschloss die Partei die
Nein-Parole zur Hauseigentümer-Initiative. Mit 101 zu 85 Stimmen wurde die
Parteileitung knapp auf ihrem Kurs, der Sanierung der Bundesfinanzen Priorität
einzuräumen, unterstützt. Nationalrat Dettling (SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes, hatte vergeblich die Wohneigentumsförderung als
«freisinniges Uranliegen» beschworen. Parteipräsident Steinegger und Bundesrat
Villiger setzten sich für einen Systemwechsel in der Eigentumsbesteuerung ein. Die
Besteuerung des Eigenmietwertes sollte demnach fallen gelassen werden. Gleichzeitig
würde der Schuldzinsabzug bei der Steuerbemessung überfällig. Die Unterhaltskosten
könnten nach ihrem Vorschlag weiterhin von den Steuern in Abzug gebracht werden.
Das Hauptargument Steineggers und Villigers waren jedoch die enormen Kosten, die mit
der Annahme der Initiative verbunden wären; ausserdem würden die Erleichterungen
hauptsächlich denjenigen zugute kommen, die bereits über Wohneigentum verfügten. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Verbände

Raumplanung und Wohnungswesen

Der in letzter Zeit auf kantonaler Ebene mit Volksinitiativen zur Steuergesetzgebung
sehr aktive und auch erfolgreiche Schweizerische Hauseigentümerverband wählte am
14. Juni den freisinnigen Nationalrat Toni Dettling (SZ) zu seinem neuen Präsidenten.  12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.06.1997
HANS HIRTER
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